
Am 7. Juni 2009 findet in Deutschland die
siebte Direktwahl zum Europäischen Par-
lament statt. In den dreißig Jahren seit der 
ersten Direktwahl ist das Parlament zu ei-
ner mächtigen Institution herangewach-
sen. Über achtzig Prozent der Gesetze, die
Bundestag und Bundesrat beschließen,
sind Umsetzungen von Richtlinien der
EU. Nicht nur der Ministerrat, sondern
auch das Europäische Parlament muss
zustimmen, bevor eine Richtlinie in Kraft
treten kann und damit einen Rahmen für
die nationale Umsetzung vorgibt. Mit der
Europawahl wird entschieden, welche
politische Richtung die EU-Gesetzge-
bung bestimmt und wer den Präsidenten
der Europäischen Kommission stellt: die
Europäische Volkspartei, der auch CDU
und CSU angehören, oder die europä-
ischen Sozialisten.

64 Jahre nach dem Zweiten Weltkrieg
sichert die EU ihren Bürgern die Mög-
lichkeit, ihr Leben in Frieden und Frei-
heit zu führen. Wir Christdemokraten
sind stolz darauf, dass wir mit Konrad
Adenauer diese Idee durchgesetzt ha-
ben. Helmut Kohl hat die deutsche Ein-
heit mit der europäischen Einigung ver-
knüpft. Bundeskanzlerin Angela Merkel
hat entscheidend dazu beigetragen, die
EU aus der finanziellen und institutionel-
len Krise zu führen und die EU zum Vor-
reiter beim Schutz des Weltklimas zu ma-
chen. Mit ihrer engagierten Europapoli-
tik konnte sie die Prinzipien der Sozialen
Marktwirtschaft in der EU und global
verankern, insbesondere bei der Veran-
kerung von wirksamen Regeln für die

internationalen Finanzmärkte. Die EU
gewährleistet wichtige Voraussetzungen
für wirtschaftlichen Wohlstand und sozi-
ale Sicherheit, auch in der aktuellen Fi-
nanz- und Wirtschaftskrise. Wir sind
überzeugt: Die EU ist die beste Antwort
auf Herausforderungen wie Globalisie-
rung, Sicherung unseres Wohlstands, Mi-
gration, Klimawandel, Energiesicherheit
und neue Bedrohungen unserer Sicher-
heit. Nur gemeinsam können die europä-
ischen Staaten die Interessen ihrer Bürger
in dieser globalen Ordnung gewährleis-
ten. Ein einzelnes Land kann diese Auf-
gaben im einundzwanzigsten  Jahrhun-
dert nicht mehr allein meistern. Die CDU
ist der Garant dafür, dass wir die Chan-
cen der Gestaltung der Globalisierung für
eine menschliche Marktwirtschaft mit
der EU wahrnehmen werden. Worum
geht es aus der Sicht der CDU am 7. Juni
2009 bei der Europawahl in Deutschland
im Einzelnen?

Wirtschaftswachstum 
und Arbeitsplätze
Eine starke EU ist eine wesentliche Vo-
raussetzung für Wachstum, Wohlstand
und soziale Sicherheit. Diese Rahmen-
bedingungen gewährleistet die Soziale
Marktwirtschaft. Sie ist die effektivste
und gerechteste Gesellschafts- und Wirt-
schaftsordnung. Deshalb haben wir sie im
Vertrag von Lissabon verankert. Deshalb
wollen wir sie auf globaler Ebene durch-
setzen.

Wir wollen Wettbewerb in der EU als
die Quelle von technischem Fortschritt
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und Wohlstand. Der Wettbewerb darf
aber nicht auf Kosten der Sicherheit und
Gesundheit der Arbeitnehmer gehen. Die
CDU steht für den Schutz der gemeinsa-
men sozialen Mindeststandards in der
EU. Eine vollständige Harmonisierung
der Sozialpolitik auf EU-Ebene lehnen
wir jedoch ab. Das hohe deutsche Niveau
unserer sozialen Sicherungssysteme, das
vielfach deutlich über dem EU-Durch-
schnitt liegt, würde so gefährdet. Mit an-
deren Worten: Einheitliche EU-Sozial-
standards können den Menschen in
Deutschland schaden. Wir wollen den so-
zialen Zusammenhalt der EU vielmehr
stärken, indem wir weiter an einer Ba-
lance aus wirtschaftlicher Vernunft und
sozialer Gerechtigkeit auf europäischer
Ebene arbeiten. Daher haben wir auch bei
der EU-Osterweiterung Übergangsrege-
lungen im Bereich der Arbeitnehmerfrei-
zügigkeit durchgesetzt, die unseren Ar-
beitsmarkt schützen und für ein sozial-
verträgliches Zusammenwachsen in Eu-
ropa sorgen.

Als Exportweltmeister profitiert
Deutschland in besonderem Maße vom
Welthandel, vom EU-Binnenmarkt und
den bisherigen EU-Erweiterungen. Der
EU-Binnenmarkt und der Euro sind trei-
bende Kräfte der europäischen Integra-
tion. Damit die EU international wettbe-
werbsfähig bleibt, müssen die Wachs-
tumskräfte in der EU gestärkt werden.
Kreativität und unternehmerischer Grün-
dergeist entstehen nur in einem Klima der
Freiheit in Verantwortung, das Eigenini-
tiative, Leistungswillen sowie nachhalti-
ges und soziales Engagement belohnt.

Freie Berufe, Handwerker sowie klei-
nere und mittlere Unternehmen (KMU)
spielen eine zentrale Rolle für die dauer-
hafte Schaffung und Sicherung von Ar-
beitsplätzen. Unnötigen Regulierungen
erteilen wir eine klare Absage. Dort, wo
aber Regulierungen für einen geordneten
Wettbewerb notwendig sind, wollen wir
dafür sorgen, dass diese mit den beson-

deren Herausforderungen des Mittel-
stands vereinbar sind.

Im EU-Binnenmarkt brauchen wir Re-
geln wie zum Beispiel in der Wettbe-
werbspolitik oder im Verbraucherschutz.
Allerdings bleibt es eine ständige Aufga-
be, überflüssige Bürokratie zu vermeiden.
Wir fordern die Einrichtung eines EU-Nor-
menkontrollrats und unterstützen die Ex-
pertengruppe für den Bürokratieabbau.
Wir halten das Ziel, 25 Prozent der Ver-
waltungslasten abzubauen, für einen ers-
ten erreichbaren Schritt. Die Umsetzung
der EU-Regeln in allen Mitgliedstaaten
muss gewährleistet werden, sodass keine
Wettbewerbsverzerrungen stattfinden.

Europas Stimme in der Welt
Mit dem Euro und der Erweiterung von
fünfzehn auf 27 Staaten wurde die EU zu
einem starken Akteur bei der Gestaltung
der Weltordnung. Wir wollen einen ge-
rechten Ordnungsrahmen für die globali-
sierte Wirtschaft durchsetzen und die EU
für die Wahrnehmung dieser wichtigen
Zukunftsaufgabe weiter stärken.

Wir setzen uns im Rahmen der EU dafür
ein, die Handlungsfähigkeit, Transparenz
und Effizienz der internationalen Organi-
sationen wie des Internationalen Wäh-
rungsfonds (IWF), der Weltbank und der
Welthandelsorganisation (WTO) zu ver-
bessern. Sie sind geeignet, die Gestaltung
einer freien und menschlichen Weltord-
nung voranzubringen. Freier Handel so-
wie internationaler Wettbewerb sind ent-
scheidende Voraussetzungen für globales
Wirtschaftswachstum. Durch vergleich-
bare und faire internationale Wettbe-
werbsbedingungen schaffen wir sowohl
Freiheit als auch Sicherheit für die Men-
schen. Deutschland wird sich weiterhin
für eine EU einsetzen, die bei der inter-
nationalen Durchsetzung der Spielregeln
der Sozialen Marktwirtschaft eine Vorrei-
terrolle einnimmt.

Deutschland profitiert als Exportwelt-
meister besonders von der Globalisie-
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rung. Wir erleben mit der internationalen
Finanzkrise aber auch, wo die Risiken der
Globalisierung liegen und dass wir auf
diese Risiken weltweit nicht ausreichend
vorbereitet waren. Deswegen hat die
CDU-geführte Bundesregierung eine ge-
meinsame Position der EU herbeigeführt
und so beim G20-Gipfel in London am 
2. April 2009 das Fundament für eine welt-
weite Ordnung der Finanzmärkte durch-
gesetzt. Die Beschlüsse müssen daher jetzt
zügig umgesetzt und durch eine „Charta
nachhaltigen Wirtschaftens“ weiterent-
wickelt werden. Wir haben insbesonde-
re die Transparenz und Rechenschafts-
pflicht der Finanzmärkte verbessert, die
Schaffung eines Regelwerks zur Beauf-
sichtigung von Ratingagenturen und
Hedgefonds vereinbart. Der Schutz von
Anlegern und Investoren konnte verbes-
sert und Interessenkonflikte können in der
Zukunft besser vermieden werden. Die
Vergütungs- und Bonussysteme von Ma-
nagern müssen künftig stärker nachhalti-
ges Wirtschaften belohnen, nicht kurzfris-
tiges Profitstreben. Die EU-Aufsichtsin-
stitutionen werden verstärkt zusammen-
arbeiten und die nationalen Aufsichts-
praktiken angleichen. Langfristig brau-
chen wir eine europäische Bankenaufsicht
unter maßgeblicher Beteiligung der Euro-
päischen Zentralbank. Zudem müssen die
großen Ungleichgewichte in den Handels-
und Leistungsbilanzen zwischen den füh-
renden Handelsblöcken abgebaut wer-
den. Wir sprechen uns in diesem Zu-
sammenhang gegen einseitige staatliche
Manipulationen von Wechselkursen aus.

Die EU nimmt beim Klimaschutz eine
Vorreiterrolle ein. Ihr Klimaschutzpro-
gramm ist maßgeblich von der CDU und
Bundeskanzlerin Angela Merkel gestaltet
worden. Die EU hat sich bereits ehrgei-
zige Ziele bei der Reduzierung des Treib-
hausgasausstoßes sowie der Steigerung
der Energieeffizienz gesetzt: Reduktion
der klimaschädlichen Emissionen bis
2020 um zwanzig Prozent, Erhöhung der

Energieeffizienz um zwanzig Prozent
und Ausbau des Anteils alternativer
Energien ebenfalls auf zwanzig Prozent.

Das Emissionshandelssystem der EU
sollte schnellstmöglich für dritte Staaten
und Handelssysteme außerhalb der EU
geöffnet werden. Damit das Emissions-
handelssystem seine volle Wirkung ent-
falten kann, wollen wir es zu einem glo-
balen System weiterentwickeln.

Auf absehbare Zeit ist die EU auf die
Nutzung fossiler Energieträger und der
Kernkraft angewiesen. Ein großer Teil der
Öl- und Gasimporte kommt aus instabi-
len Regionen. Die Versorgungssicherheit
ist eine Aufgabe, die nur gemeinsam
durch die EU gelöst werden kann. Die
CDU wird sich deshalb für eine Energie-
strategie der EU einsetzen, um den Ein-
fluss der EU auf den globalen Energie-
märkten zu erhöhen. Und wir brauchen
eine zügige Vollendung des Energiebin-
nenmarktes. 

Freiheit und Sicherheit
Nur durch ein einiges Europa können wir
unsere Interessen in der Welt durchsetzen.
Deshalb wollen wir eine gemeinsame Au-
ßen- und Sicherheitspolitik der EU. Sie ist
im Interesse unseres Landes und muss auf
einer gemeinsamen Sicherheitsstrategie
basieren. Sie muss Anstöße für eine Welt
mit immer weniger Waffen geben. Die EU
muss den Prozess der Globalisierung ent-
sprechend ihren Interessen und ihren
Werten sowie auf Grundlage ihrer Leis-
tungskraft mitgestalten. Dafür ist es not-
wendig, dass der Reformvertrag von Lis-
sabon in Kraft tritt. Er schafft die politi-
schen und institutionellen Voraussetzun-
gen, damit die EU mit einer Stimme spre-
chen kann und handlungsfähig ist. Dafür
brauchen wir einen europäischen „Außen-
minister“. Diese Rolle wird künftig der
Hohe Beauftragte für die gemeinsame
Außenpolitik wahrnehmen. Eine hand-
lungsfähige EU kann bei der Lösung glo-
baler Probleme am besten unsere Interes-
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sen in einer gleichberechtigten Partner-
schaft mit den USA und Kanada wahrneh-
men. Wir wollen im Rahmen der transat-
lantischen Wirtschaftspartnerschaft Han-
delshemmnisse abbauen und langfristig
einen transatlantischen Markt schaffen.

Wir bekennen uns zu einer euro-
päischen Verteidigung einschließlich ei-
ner Beistandsverpflichtung, ergänzend
zur NATO. Langfristig wollen wir ge-
meinsame europäische Streitkräfte.

Nur eine stabile Währung schafft Ver-
trauen und sichert den Wohlstand. Für
die CDU gibt es zwei entscheidende Ga-
ranten für die Stabilität des Euro: zum ei-
nen die Unabhängigkeit der Europä-
ischen Zentralbank, zum anderen die
Maastrichter Stabilitätskriterien und den
Stabilitäts- und Wachstumspakt.

Wir leben in einer EU mit offenen
Binnengrenzen. Daher muss die Zu-
sammenarbeit im Sicherheitsbereich ge-
stärkt werden. Gerade weil es diese Zu-
sammenarbeit an den EU-Außengrenzen
mit gemeinsamen Standards und Kontrol-
len sowie der Koordinierung durch die EU-
Grenzschutzagentur gibt, wird die Frei-
zügigkeit innerhalb der EU ermöglicht.
Auch die grenzüberschreitende polizeili-
che Zusammenarbeit mit gemeinsamen
Polizeizentren, europaweit abrufbaren
Fahndungsausschreibungen und dem Ab-
gleich von Ermittlungsdaten leistet hierzu
einen wichtigen Beitrag. Wir setzen uns da-
für ein, dass Informationsaustausch und
ein einheitlich hohes Niveau des Daten-
schutzes in der EU Hand in Hand gehen.

Der Kampf gegen illegale Migration
kann nur als Teil eines europäischen Ge-
samtansatzes zur Steuerung und Begren-
zung von Migration Erfolg haben. Durch
Partnerschaften mit den Herkunfts- und
Transitländern wollen wir die Fluchtur-
sachen vor Ort bekämpfen. Die enge Ver-
knüpfung von Migration und Integration
ist dabei zwingend notwendig. Klar ist
aber auch, dass Menschen, die sich nicht
rechtmäßig bei uns aufhalten, grundsätz-

lich in ihre Herkunftsländer zurückkeh-
ren müssen.

Wir wollen die EU für besonders gut
qualifizierte Menschen attraktiver ma-
chen, damit sie in Bereichen arbeiten kön-
nen, in denen die europäische Wirtschaft
und Forschung sie benötigen.

Gefestigte Identität
Die CDU steht für eine EU als eine politi-
sche Union der Bürger und der Mitglied-
staaten. Sie baut auf gemeinsamen Wer-
ten und dem europäischen Menschenbild
auf, das maßgeblich durch Christentum,
Judentum, Antike und Aufklärung ge-
prägt ist. Die Charta der Grundrechte ist
ein Ausdruck dieser Werte. An dem lang-
fristigen Ziel, eine EU-Verfassung ein-
schließlich eines Gottesbezugs zu schaf-
fen, halten wir fest.

Die bisherigen Erweiterungsrunden
der EU haben die Zone der Stabilität aus-
geweitet und Deutschland politischen und
wirtschaftlichen Nutzen gebracht. Für vie-
le Menschen auf dem westlichen Balkan
und in Osteuropa ist die EU zum Hoff-
nungsträger für ihre Zukunft geworden.
Die EU muss ihrer Verantwortung gegen-
über diesen Völkern gerecht werden.

Allerdings hat die Erweiterung der EU
von fünfzehn auf 27 Mitgliedstaaten gro-
ßer Anstrengungen bedurft. Daher tritt
die CDU in der nächsten Legislaturpe-
riode des Europäischen Parlaments bis
2014 für eine Phase der Konsolidierung
ein, in der die Festigung der Identität und
der Institutionen der EU Vorrang vor 
weiteren EU-Beitritten hat. Eine Aus-
nahme von dieser Regel kann es nur für
Kroatien geben, das voraussichtlich bin-
nen Jahresfrist seine Beitrittsverhandlun-
gen erfolgreich abschließen kann.

Die Vollmitgliedschaft in der EU kann
nicht in jedem Fall die einzige Antwort
auf den Wunsch nach einer europäischen
Perspektive sein. Für den Beitritt zur EU
ist die Erfüllung des Kriteriums der Auf-
nahmefähigkeit der EU ebenso wichtig
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wie die vollständige Erfüllung aller po-
litischen und wirtschaftlichen Kriterien
durch die Bewerberländer, zu denen 
insbesondere die Meinungsfreiheit, die
Gleichheit von Frau und Mann, der Min-
derheitenschutz oder die Religionsfrei-
heit zählen. Wir halten daher eine privile-
gierte Partnerschaft der EU mit der Tür-
kei für die richtige Lösung. Nur europä-
ische Staaten dürfen einen Beitrittsantrag
an die EU stellen. Dennoch ist für die Si-
cherheit und den Wohlstand der EU die
Stabilität der nicht europäischen Staaten
in der unmittelbaren Nachbarschaft Eu-
ropas von zentraler Bedeutung. Wir tre-
ten daher für maßgeschneiderte Nach-
barschaftsabkommen der EU ein. Für die
europäischen Nachbarn der EU, die nicht
oder noch nicht Vollmitglieder werden
können, brauchen wir eigene Formen
politischer und wirtschaftlicher Zusam-
menarbeit wie zum Beispiel die „östliche
Partnerschaft“. Diese müssen mit Leben
gefüllt werden und im Rahmen des ge-
meinsamen Ansatzes den jeweiligen Be-
sonderheiten der Partnerländer Rech-
nung tragen.

Die EU muss sich gemäß dem Subsidi-
aritätsprinzip auf jene Aufgaben konzen-
trieren, die die europäische Ebene besser
als die Nationalstaaten mit ihren Regio-
nen und Kommunen erfüllen kann. Da-
her ist es notwendig, dass die bereits ver-
einbarten institutionellen Reformen des
EU-Vertrags von Lissabon bald umge-
setzt werden können. Wir wollen die Auf-
gabenverteilung zwischen der EU und ih-
ren Mitgliedstaaten bei künftigen EU-
Vertragsänderungen überprüfen.

Richtungsentscheidung Europawahl
Die CDU ist die deutsche Europa-Partei.
Gemeinsam mit unseren Partnern in der

Europäischen Volkspartei (EVP) setzen
wir uns für ein starkes und bürgernahes
Europa ein. Um diese Politik erfolgreich
fortsetzen zu können, wollen wir mit 
der EVP-Fraktion auch künftig die
stärkste Gruppe im Europäischen Parla-
ment stellen. Bei der Zusammensetzung
der nächsten Europäischen Kommission
muss das Ergebnis der Europawahlen
sichtbar werden. Das ist Kern des Demo-
kratieprinzips. Nach einem Sieg der
Union bei der Europawahl in Deutsch-
land muss der künftige deutsche Kom-
missar von der CDU gestellt werden.
Nach einem Sieg der Europäischen
Volkspartei (EVP) und ihrer Partner soll
José Manuel Barroso seine erfolgreiche
Arbeit als Kommissionspräsident fortset-
zen können.

Die CDU steht für kluge nationale 
und europäische Interessenwahrneh-
mung und Professionalität in europä-
ischen Fragen. Bundeskanzlerin Angela
Merkel ist Deutschlands starke Stimme in
Europa. Sie benötigt starke Partner im
Europäischen Parlament und der Europä-
ischen Kommission. Dazu braucht es eine
starke CDU und CSU, die auch in Zukunft
gemeinsam in der EVP für die Durchset-
zung dieser Ziele im Europäischen Parla-
ment arbeiten können.

Die Europawahl entscheidet über die
Zukunft von rund fünfhundert Millionen
Bürgern. Wir rufen die Bürger in Deutsch-
land auf, am 7. Juni 2009 ihre Stimme der
CDU zu geben: für ein Europa mit größe-
rem internationalen Gewicht, für eine sta-
bile Währung, für zukunftsorientiertes
Wirtschaftswachstum und Arbeitsplätze
in Deutschland und Europa sowie für
eine sichere und gefestigte Union in Eu-
ropa. Gemeinsam werden „WIR in Eu-
ropa“ diese Ziele erreichen.
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